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Bericht 
des Justizausschusses 

über die Regierungsvorlage (515 der Bei- I wiegend auf seine Rechtsordnung hinweisen, 
lagen): Bundesgesetz über die Anwendung I obwohl der gewöhnliche Aufenthaltsort des 
des österreichischen Rechtes im Sinne des Kindes nicht auf seinem Gebiet gelegen ist. 
Art. 2 des .:tJbereinkommens vom 24. O~to- Um von dieser Ermächtigung Gebrauch 
ber 1956 ube~. das al!f Unterhaltsverpfhch- machen zu können, bedarf es der Schaffung eines 
tungen gegenuber Kmdern. anzuwendende I eigenen Gesetzes. Der zur Beratung stehende 

Recht. Regierungsentwurf strebt nichts anderes an, als 
Der Art. 1 des Haager übereinkommens geht 1 von der Ermächtigung des Art: 2 des ü~erein­

von dem .. Gr~ndsatz der Anwendung des Re.chtes kom~.ens übe.r das auf Unterhaltsverpflichtungen 
des gewohnhchen Aufenthaltsortes des Kmdes gegenuber Kmdern anzuwendende Recht Ge­
aus. Dies beruht vor allem auf dem Gedanken, brauch zu machen. 
daß dem Kind der Unterhalt an diesem Ort ge- Der Justizausschuß hat die genannte Regie~ 
währt werden muß. Dieser Grundsatz ist gerade rungsvorlage in seiner Sitzung am 23. Oktober 
für österreich von großer Bedeutung, weil nach 1958 beraten und nach einer Debatte, an der 
österreichischem Recht der Unterhalt des minder- sich außer der Berichterstatterin die Abgeord­
jährigen Kindes in der Regel im Verfahren der neten Dr. Ton c i c und Dr. He t zen aue r 
freiwilligen Gerichtsbarkeit geordnet wird und sowie der Bundesminister für Justiz Dr. T sc h a­
die Zuständigkeit dieses Verfahrens mit dem ge- d e k und der Obmann des Ausschusses, Ab­
wöhnlichen Aufenthalt des Kindes in österreich geordneter Dr. Hof e n e der, beteiligten, mit 
in enger Beziehung steht. geringfügigen stilistischen Verbesserungen in den 

Da Osterreich beabsichtigt, dieses übereinkom- §§ 1 und 2 einstimmig angenommen. 
men zu ratifizieren, ist es auch angezeigt, von der Der Justizausschuß stellt somit den A n t rag, 
durch den Art. 2 des übereinkommens gegebe- der Nationalrat wolle dem an g e s chi 0 s s e-
nen Ermächtigung Gebrauch zu machen. n enG e set zen t w u r f die verfassungs-. / . 

Nach Art. 2 des übereinkommens kann jeder mäßige Zustimmung erteilen. 
vertragschließende Staat sein eigenes Recht an-
wenden, wenn die Elemente eines Falles über- Wien, am 23. Oktober 1958 

Marianne Pollak 
Berichterstatterin 

Dr. Hofeneder 
Obmann 

-j. 
Bundesgesetz vom 

über die Anwendung des österreichischen 
Rechtes im Sinne des Art. 2 des Überein­
kommens vom 24. Oktober 1956 über das 
auf Unterhaltsverpflichtungen gegenüber 

Kindern anzuwendende Recht. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. Im Sinne der Ermächtigung, die durch den 
Art. 2 des übereinkommens vom 24. Oktober 
1956 über das auf Unterhaltsverpflichtungen 
gegenüber Kindern anzuwendende Recht, BGBl. 
Nr. , gegeben ist, ist, abweichend von den 
Bestimmungen des Art. 1 dieses übereinkom-

mens, auf den Unterhaltsanspruch des Kindes 
österreichisches Recht anzuwenden, wenn 

1. das Unterhaltsbegehren bei einem österrei­
chischen Gericht gestellt wird, 

2. der Unterhaltsschuldner und das Kind 
österreichische Staatsbürger sind und 

3. der Unterhaltsschuldner im Zeitpunkt der 
Stellung des Unterhaltsbegehrens seinen gewöhn­
lichen Aufenthalt in der Republik Osterreich 
hat. 

§ 2. Dieses. Bundesgesetz tritt mit dem Tag 
in Kraft, mit dem das genannte übereinkommen 
für die Republik österreich wirksam wird. 

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Justiz betraut. 
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